
Befreiung von der Buchführungspflicht - 

Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG; trat am 29. 

Mai 2009 in Kraft) 

Der neu eingeführte § 241a HGB legte fest (Fassung gültig für Geschäftsjahre, 

die spätestens am 31.12.2015 beginnen): 

Einzelkaufleute, die an den Abschlussstichtagen von zwei aufeinander 

folgenden Geschäftsjahren nicht mehr als 500 000 Euro Umsatzerlöse 

und 50 000 Euro Jahresüberschuss aufweisen, brauchen die §§ 238 bis 

241 nicht anzuwenden. Im Fall der Neugründung treten die 

Rechtsfolgen schon ein, wenn die Werte des Satzes 1 am ersten 

Abschlussstichtag nach der Neugründung nicht überschritten werden. 

Die Regelungen zur Befreiung von der Buchführungspflicht waren erstmals auf 

Jahresabschlüsse für das nach dem 31.12.2007 beginnende Geschäftsjahr 

anzuwenden. 

Der neu eingeführte Absatz 4 im § 242 HGB befreit die unter den § 241a 

fallenden Einzelkaufleute auch von Inventur und Bilanzierungspflicht: 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf Einzelkaufleute im Sinn des § 241a 

nicht anzuwenden. Im Fall der Neugründung treten die Rechtsfolgen 

nach Satz 1 schon ein, wenn die Werte des § 241a Satz 1 am ersten 

Abschlussstichtag nach der Neugründung nicht überschritten werden. 

Für Geschäftsjahre, die nach dem 31.12.2015 beginnen kommt es durch das 

Gesetz zur Entlastung insbesondere der mittelständischen Wirtschaft von 

Bürokratie zu einer Anhebung der Schwellenwerte um 20 Prozent. Um eine 

größere Anzahl von Unternehmen von der Buchführungs- und 

Aufzeichnungspflicht zu befreien, wurden die Grenzbeträge im 

Handelsgesetzbuch und in der Abgabenordnung um jeweils 20 Prozent auf 

600.000 beziehungsweise 60.000 Euro angehoben 

(Bürokratieentlastungsgesetz). Dieses Gesetz ist am 1. Januar 2016 in Kraft 

getreten. Die höheren Schwellenwerte gelten erstmals für Wirtschaftsjahre, 

die nach dem 31.12.2015 beginnen. 



 

Buchführungspflicht nach Steuerrecht 

Nach dem Steuerrecht sind zunächst alle Unternehmer buchführungspflichtig, 

die nach § 238 HGB zur Buchführung verpflichtet sind. Man spricht von der 

abgeleiteten Buchführungspflicht nach § 140 Abgabenordnung. 

Im Weiteren knüpft die steuerliche Buchführungspflicht nicht an der Tätigkeit 

oder der Rechtsform an, sondern am Gewinn bzw. in der Landwirtschaft am 

Flächenwert. 

 

Nach § 141 Abgabenordnung entsteht die Buchführungspflicht bei überschreiten 

folgender Grenzen: 

Geschäftsjahre, die spätestens am 

31.12.2015 beginnen (Grenzen waren 

gültig seit 2008) 

Geschäftsjahre, die nach dem 

31.12.2015 beginnen 

1. Umsätze 500.000 Euro im 

Kalenderjahr oder 

2. (weggefallen) 

3. selbst bewirtschaftete land- und 

forstwirtschaftliche Flächen mit 

einem Wirtschaftswert von mehr als 

25.000 Euro oder 

4. Gewinn aus Gewerbebetrieb von 

mehr als 50.000 Euro im 

Wirtschaftsjahr oder 

5. Gewinn aus Land- und 

Forstwirtschaft von mehr als 50.000 

Euro im Kalenderjahr. 

1. Umsätze 600.000 Euro im 

Kalenderjahr oder 

2. (weggefallen) 

3. selbst bewirtschaftete land- und 

forstwirtschaftliche Flächen mit 

einem Wirtschaftswert von mehr als 

25.000 Euro oder 

4. Gewinn aus Gewerbebetrieb von 

mehr als 60.000 Euro im 

Wirtschaftsjahr oder 

5. Gewinn aus Land- und 

Forstwirtschaft von mehr als 60.000 

Euro im Kalenderjahr. 

Man spricht von originärer Buchführungspflicht. Die Grenzen unterliegen 

häufigen Anpassungen. 

Freiberufler (z. B. Rechtsanwälte, Steuerberater oder Ärzte) sind generell nicht 

buchführungspflichtig. Die Genaue Abgrenzung ist im § 18 EStG zu finden 

(Einkünfte aus selbständiger Arbeit). Diese Personen können auch bei 

Überschreiten der genannten Grenzen nach der Einnahmen-Überschussrechnung 

ihre Gewinnermittlung vornehmen. 

 



Gesamtübersicht zur Buchführungspflicht 

Buchführungspflicht 

Buchführungspflicht nach Handelsrecht 
Buchführungspflicht nach 

Steuerrecht 

§ 238 Abs. 1 HGB: 

Jeder Kaufmann ist verpflichtet, 

Bücher zu führen und in diesen seine 

Handelsgeschäfte und die Lage seines 

Vermögens nach den Grundsätzen 

ordnungsmäßiger Buchführung 

ersichtlich zu machen. Die 

Buchführung muß so beschaffen sein, 

daß sie einem sachverständigen 

Dritten innerhalb angemessener Zeit 

einen Überblick über die 

Geschäftsvorfälle und über die Lage 

des Unternehmens vermitteln kann. 

Die Geschäftsvorfälle müssen sich in 

ihrer Entstehung und Abwicklung 

verfolgen lassen. 

§ 140 Abgabenordnung: 

Wer nach anderen 

Gesetzen als den 

Steuergesetzen Bücher 

und Aufzeichnungen zu 

führen hat, die für die 

Besteuerung von 

Bedeutung sind, hat die 

Verpflichtungen, die ihm 

nach den anderen 

Gesetzen obliegen, auch 

für die Besteuerung zu 

erfüllen. 

Befreiung von der Buchführungspflicht nach 

§ 241a HGB 

(Fassung gültig für Geschäftsjahre, die 

spätestens am 31.12.2015 beginnen): 

Einzelkaufleute, die an den 

Abschlussstichtagen von zwei 

aufeinander folgenden 

Geschäftsjahren nicht mehr als 500 

000 Euro Umsatzerlöse und 50 000 

Euro Jahresüberschuss aufweisen, 

brauchen die §§ 238 bis 241 nicht 

anzuwenden. Im Fall der 

Neugründung treten die Rechtsfolgen 

schon ein, wenn die Werte des Satzes 

1 am ersten Abschlussstichtag nach 

der Neugründung nicht überschritten 

werden. 

Gewerbliche Unternehmer sowie 

Land- und Forstwirte sind auch dann 

buchführungspflichtig, wenn einer 

der folgenden Grenzwerte 

überschritten ist 

(§ 141 Abgabenordnung; Fassung 

gültig für Geschäftsjahre, die 

spätestens am 31.12.2015 beginnen): 

• Umsätze von mehr als 

500.000 Euro im Kalenderjahr 

• selbstbewirtschaftete land- 

und forstwirtschaftliche 

Flächen mit einem 

Wirtschaftswert von mehr als 

25.000 Euro 

• Gewinn aus Gewerbebetrieb 

von mehr als 50.000 Euro im 

Wirtschaftsjahr 



Buchführungspflicht 

Buchführungspflicht nach Handelsrecht 
Buchführungspflicht nach 

Steuerrecht 

• Gewinn aus Land- und 

Forstwirtschaft von mehr als 

50.000 Euro im Kalenderjahr 

Befreiung von der Buchführungspflicht nach 

§ 241a HGB 

(Fassung gültig für Geschäftsjahre, die nach 

dem 31.12.2015 beginnen): 

Einzelkaufleute, die an den 

Abschlussstichtagen von zwei 

aufeinander folgenden 

Geschäftsjahren nicht mehr als 600 

000 Euro Umsatzerlöse und 60 000 

Euro Jahresüberschuss aufweisen, 

brauchen die §§ 238 bis 241 nicht 

anzuwenden. Im Fall der 

Neugründung treten die Rechtsfolgen 

schon ein, wenn die Werte des Satzes 

1 am ersten Abschlussstichtag nach 

der Neugründung nicht überschritten 

werden. 

Gewerbliche Unternehmer sowie 

Land- und Forstwirte sind auch dann 

buchführungspflichtig, wenn einer 

der folgenden Grenzwerte 

überschritten ist 

(§ 141 Abgabenordnung; Fassung 

gültig für Geschäftsjahre, die nach 

dem 31.12.2015 beginnen): 

• Umsätze von mehr als 

600.000 Euro im Kalenderjahr 

• selbstbewirtschaftete land- 

und forstwirtschaftliche 

Flächen mit einem 

Wirtschaftswert von mehr als 

25.000 Euro 

• Gewinn aus Gewerbebetrieb 

von mehr als 60.000 Euro im 

Wirtschaftsjahr 

• Gewinn aus Land- und 

Forstwirtschaft von mehr als 

60.000 Euro im Kalenderjahr 

 Verstöße gegen Buchführungspflichten 

R 5.2 Abs. 2 Einkommensteuer-Richtlinien: 

Enthält die Buchführung formelle Mängel, ist ihre Ordnungsmäßigkeit 

nicht zu beanstanden, wenn das sachliche Ergebnis der Buchführung 

dadurch nicht beeinflusst wird und die Mängel kein erheblicher 

Verstoß gegen die Anforderungen an die zeitgerechte Erfassung der 

Geschäftsvorfälle, die besonderen Anforderungen bei 

Kreditgeschäften, die Aufbewahrungsfristen sowie die Besonderheiten 

bei der Buchführung auf Datenträgern sind. Enthält die Buchführung 

materielle Mängel, z. B. wenn Geschäftsvorfälle nicht oder falsch 

gebucht sind, wird ihre Ordnungsmäßigkeit dadurch nicht berührt, 

wenn es sich dabei um unwesentliche Mängel handelt, z. B. wenn nur 



unbedeutende Vorgänge nicht oder falsch dargestellt sind. Die Fehler 

sind dann zu berichtigen, oder das Buchführungsergebnis ist durch 

eine Zuschätzung richtig zu stellen. Bei schwerwiegenden materiellen 

Mängeln gilt R 4.1 Abs. 2 Satz 3. 

§ 162 Abs. 1 Abgabenordnung: 

Soweit die Finanzbehörde die Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln 

oder berechnen kann, hat sie sie zu schätzen. Dabei sind alle 

Umstände zu berücksichtigen, die für die Schätzung von Bedeutung 

sind. 

Der § 369 Abs. 2 Abgabenordnung legt fest, dass für Steuerstraftaten die 

allgemeinen Gesetze über das Strafrecht gelten, soweit die Strafvorschriften der 

Steuergesetze nichts anderes bestimmen. 

Ein Abschnitt des Strafgesetzbuches behandelt Insolvenzstraftaten. Nach 

§ 283 Strafgesetzbuch wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft, wer bei Überschuldung oder bei drohender oder 

eingetretener Zahlungsunfähigkeit Handelsbücher, zu deren Führung er 

gesetzlich verpflichtet ist, zu führen unterläßt oder so führt oder verändert, daß 

die Übersicht über seinen Vermögensstand erschwert wird. 

Der § 283b Strafgesetzbuch behandelt die Verletzung der Buchführungspflicht: 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer 

1. Handelsbücher, zu deren Führung er gesetzlich verpflichtet ist, zu 

führen unterläßt oder so führt oder verändert, daß die Übersicht über 

seinen Vermögensstand erschwert wird, 

2. Handelsbücher oder sonstige Unterlagen, zu deren Aufbewahrung er 

nach Handelsrecht verpflichtet ist, vor Ablauf der gesetzlichen 

Aufbewahrungsfristen beiseite schafft, verheimlicht, zerstört oder 

beschädigt und dadurch die Übersicht über seinen Vermögensstand 

erschwert, 

3. entgegen dem Handelsrecht 

a. Bilanzen so aufstellt, daß die Übersicht über seinen 

Vermögensstand erschwert wird, oder 

b. es unterläßt, die Bilanz seines Vermögens oder das Inventar in 

der vorgeschriebenen Zeit aufzustellen. 

(2) Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 oder 3 fahrlässig handelt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) § 283 Abs. 6 gilt entsprechend. 



 


